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Das Gesundheitswesen wird auch 2010 Reform-
baustelle bleiben. Soviel steht fest. 

Die im Koalitionsvertrag enthaltenen Absichten
sollen danach in kurz-, mittel- und langfristigen
Vorhaben sukzessive umgesetzt werden. Die kurz-
fristigen Maßnahmen liegen als Referentenent-
wurf für ein Gesetz zur Änderung krankenversi-
cherungsrechtlicher und anderer Vorschriften vor.
Mittelfristig sollen Neuregelungen die Bereiche
private Krankenversicherung, Arzneimittel und die
Gesundheitswirtschaft betreffend in Kraft treten.
Langfristig an gelegt, aber dennoch als dringends -
te aller Vorhaben fest verankert, bleibt die Finan-
zierungsreform. 

Ebenso gilt es, gerade in wirtschaftlich noch im -
mer krisengezeichneten Zeiten Kräfte, Erfahrun-
gen und Kom petenzen zu bündeln. Rund 70 Milli-
onen ge setz lich Krankenversicherte erwarten auch
in Zu kunft ei ne hochwertige Versorgung zu effizi -
en ten Bedingungen, bezahlbaren Preisen und ge -
rechten Beiträgen.

Die ersten Erhebungen des gesetzlich vorgeschrie -
benen kassenindividuellen Zusatzbeitrages lösten
zu Unrecht einen empörten Schrei verantwortli -
cher Politiker aus. Denn diese Krankenkassen 
reagierten mit der Erhebung des Zusatzbeitrages
kon se quent auf Recht und Gesetz.

Hintergrund:

Die Finanzausstattung des Gesundheitsfonds war
von Anfang an nicht kostende ckend. Die Kran-
kenkassen haben diese Unterde ckung lediglich
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durch Rücklagen kompensieren können.
Die Auswirkungen des Gesundheitsfonds
und des Morbi-RSA auf einzelne Kranken-
kassen sind sehr unterschiedlich. Der Fi -
nanz druck und damit auch die Frage nach
dem Zeitpunkt und der Höhe eines Zu -
satzbeitrages verteilen sich da mit ungleich.
Verwunderlich bleibt es allerdings, warum
sich ge rade Politiker über die Erhebung
eines Zu satzbeitrages derart echauffieren.

Schließlich waren sie es, welche das GKV-
Wettbe werbs stär kungs gesetz verabschiede-
ten – mit aller Konsequenz! Gelöst wird
das Finanzproblem mit ihren irritierenden
Aufforderungen nicht! Was bleibt ist ein
bitterer Beigeschmack auf die Verlässlich-
keit politischer Entscheidungen und eine
finanzielle Lücke in der GKV – auch im
Jahr 2010!

Es muss deshalb davon ausgegangen
werden, dass weitere Erhebungen von
Zusatzbeiträgen aufgrund finanzieller
Notwendigkeit folgen müssen.

Auch die von Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler
vom Einkommen unabhängig geplante Beitragspau-
schale, welche er nach eigenen Angaben «mit kleinen
Schritten» beginnen will, wird nicht zur er hofften finan-
ziellen Stabilität in der GKV beitragen. Am Ende wird

es einen neuen „Finanzierungsumverteilungsmecha-
nismus“ geben. Die favorisierte Kopfpauschale ist nicht
nur sozial ungerecht. Sie wird auch den hoch defi zi -
tären Staatshaushalt überfordern, er höht darüber hin-
aus den Verwaltungsaufwand bei Krankenkassen und
Ar beitgebern und kann Ge schäfts interessen der priva-
ten Krankenversicherung verletzen.

Wer muss und sollte im Dschungel des Gesundheitswesens und der Pflegeversicherung eigentlich ge -
schützt werden: Leistungserbringer oder Patient? Ich spreche hier nicht von Rechten und Verantwortlichkei-
ten, es geht hier um Qualitätsnachweis und Transparenz von Leistungen. Kaum gibt es ein Instrument um
Qualität in Ansätzen in ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen transparent zu ge stalten, wird
von (einigen) dagegen opponiert und zwar mit allen Mitteln der Kunst: Man fühlt sich als Pflegeheim nicht
gerecht behandelt, nicht verstanden, über- oder unterbewertet, und wenn dies alles nichts mehr hilft, folgt
das Argument, dass die Prüfung viel zu teuer sei usw. Keiner dieser Rädelsführer interessiert sich für den
Versicherten, ob dieser für das neue Transparenzsystem dankbar sein könnte. Schließ lich will man ja ge -
rade ihn als Patient und ggf. als Bewohner gewinnen; da passt es so gar nicht ins Bild, wenn in einzelnen

Aufgabenbereichen der Leistungserbringung die Schulnote „5“ sichtbar ist oder man mit einer Durchschnittsnote von „1,9“
knapp über den Durchschnittswert im Lande liegt. Denn wer will schon unter dem Durchschnitt liegen? 

Im Klartext: Es geht vielen Einrichtungen nicht um Transparenz ihrer Pflegeleistung, es geht ihnen um Selbstdar -
stellung und Werbemöglichkeiten – und die hat nun einmal immer positiv zu sein. Denn jeder weiß und akzep-
tiert es ansonsten, dass es als mathematisch normal gegeben ist, dass es da, wo Durchschnittsbenotungen und 
-bewertungen stattfinden, immer eine Streubreite geben muss und zwar zwischen den Besten und den Schlechtes -
ten. Wenn ich früher in der Schule eine „5“ erhalten habe, halfen letztendlich nie Proteste und Anschuldigungen
an die Lehrer und Eltern, sondern es galt, sich auf den Hosenboden zu setzen und mit Fleiß und Einsatz wieder 
zu einer besseren Note zu kommen. So sind auch die Pflegenoten für die Einrichtungen zu verstehen. Man sollte
alles daran setzen, besser zu werden. Im Interesse des Pflegebedürftigen und deren Angehörigen kann man nur
hoffen, dass sich hier nicht die falschen Lobbyisten mit ihren eigensinnigen Interessen durchsetzen können. 

D E R K O M M E N T A R

Michael Domrös,
Leiter der vdek-
Landesvertre-
tung Thüringen

Die Teilnehmer des gesundheitspolitischen Neujahrs ge -
spräches verfolgen nicht nur sehr aufmerksam die Referate
und Grußworte. In der sich anschließenden Diskussion disku-
tieren sie teilweise sehr umfangreich die Entwicklungsmöglich-
keiten der gesetzlichen Krankenversicherung.
Foto: Kerstin Keding

GESUNDHEITSPOLITISCHES NEUJAHRSGE-
SPRÄCH DER VDEK-LANDESVERTRETUNG
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Bevor die von der Bundesregierung angestrebte
nächs te Gesundheitsreform kommt, bleibt es den
Krankenkassen unbenommen zu entscheiden, wie
sie die derzeitige Ausgabenunterdeckung ausglei-
chen wollen. Zusatzbeiträge und weitere Kassen -

fusionen werden deshalb auch weiter auf der Ta -
gesordnung stehen…
Ob dies am Ende tatsächlich zu Spareffekten für
den Versicherten führt, bleibt abzuwarten, ist aber
wohl eher unwahrscheinlich.

Zur Weiterentwicklung der Finanzierung des Gesundheitswesens sprach Prof. Dr. Jürgen Wasem anlässlich des
gesundheitspolitischen Neujahrsgespräches am 20. Januar 2010.
Ein Vergleich zwischen aktuellem Stand der Finanzströme in der GKV und in der Zukunft lässt die finanzpoliti-
sche Instabilität erkennen. Grafik: Prof. Dr. Wasem

Das Gesetz
§ 242 SGB V Kassenindividueller Zusatzbeitrag
„Soweit der Finanzbedarf einer Krankenkasse durch die Zuweisungen aus dem Fonds nicht gedeckt ist, hat sie
in ihrer Satzung zu bestimmen, dass von ihren Mitgliedern ein Zusatzbeitrag erhoben wird.“

Der Kurzkommentar
Zusatzbeiträge sind eine gesetzlich verankerte und politisch gewollte Säule zur Finanzierung der ge sund heit li -
chen Versorgung in Deutschland. Die durch den Ge setz geber angelegte Finanzarchitektur des Fonds hat zur
Konsequenz, dass die meisten Krankenkassen im Laufe des Jahrs 2010 Zusatzbeiträge nicht vermeiden kön nen.

Die Chronologie: Juli 2008
Noch vor dem Start des Gesundheitsfonds sorgt die ser bei Versicherten und Krankenkassen für Un ruhe. Kranken-
kassen informieren ihre Versicherten über den künftigen Einheitsbeitragssatz. Im Juli 2008 kann noch keine Aussage
gemacht werden, welche Krankenkasse eventuell wann einen Zusatzbeitrag und in welcher Höhe erheben muss…
Versicherte werden gebeten, einen eventuellen Kassenwechsel sorgfältig abzuwägen…

August 2008
Der Ersatzkassenverband wehrt sich gegen den Aufruf der damaligen Gesundheitsministerin zum Kassenwech-
sel. Im August 2008 ist noch immer völlig unklar, wie die komplizierte und folgenschwere Konstruktion des
Gesundheitsfonds wirken wird und welche Kassen Zusatzbeiträge erheben müssen…

Oktober 2008
Der vdek appelliert nochmals an die Politik, den Zu satzbeitrag im Interesse der Versicherten zu vermeiden. Im
Oktober 2008 liegen die Ergebnisse des Schätzerkreises vor: Ein einheitlicher Beitragssatz von 15,5 Prozent wird
nicht ausreichen, um die medizinische Versorgung sicherzustellen. Zusatzbeiträge drohen allein aufgrund der
fehlenden Aus gabendeckung. Rein rechnerisch klafft eine Lücke von 3 Mrd. EUR. Der Ersatzkassenverband
warnt anlässlich einer im Bundestag einberufenen Anhörung zum Gesundheitsfonds nochmals eindringlich vor
dem zu knapp bemessenen Einheitsbeitragssatz…

I M F O K U S :  Z U S A T Z B E I T R A G



Auch wenn sich die Meldungen in Thüringer Me -
dien teilweise drastisch voneinander unter schieden,
das öffentliche Interesse an den Pfle genoten war, 
ist und wird groß bleiben. 

Mit Spannung haben nicht nur die Verbraucher –
die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen – auf
die Veröffentlichung der ersten Pflegenoten gewar-
tet. Auch bei den Thüringer Pflegekassen war das
Interesse groß.

Mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz aus dem
Jahre 2008 wurde die rechtliche Grundlage ge -
schaffen. Diese ermöglicht den Landes verbänden
der Pflegekassen die von den Pflege  ein rich tungen
erbrachten Leistungen und deren Qualität im In -
ternet zu veröffentlichen. Als Ersatzkassen und
ebenso zuständige Pflegekassen haben wir diese
Qua li täts offensive ausdrücklich begrüßt und nach-
haltig un terstützt. Am Ende erwarten wir, dass
durch die vergleichende Darstellung der Qualität
bzw. Pfle ge no ten ein Qua litäts wett bewerb zwi-
schen den Einrichtungen angestoßen wird. Dieses
soll sich insbesondere für die Pfle ge bedürftigen
positiv auswirken.

Pflegenoten als Vergleich

Die Grundlage für die Pflegenoten sind die Qua li -
tätsprüfungen durch den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung (MDK). Künf tig wird jede am -
bulante und sta tio näre Pflegeeinrichtung in Deutsc h -
 land einmal im Jahr un ter die Lupe ge nommen,
ggf. auch mehrmals, wenn ein konkreter An lass
besteht (z. B. eine Be schwer de). Dabei werden 
82 Einzelnoten bei Pflegeheimen bzw. die 49 
Qua li tätskriterien bei am bulanten Pflegediensten
erhoben. 

Diese Kriterien für die Veröffentlichung wurden 
vom GKV-Spitzen ver band mit den Verbänden der
Leis tungserbringer vereinbart. Jedes Kriterium wird
da bei vom Prüfer einzeln bewertet. Aus den Einzel-
noten ergeben sich die Bereichs noten, zum Beispiel
für die Pflege und me dizinische Versorgung des
Versicherten oder für den Umgang mit Demenz-
kranken. Die Teilnoten er geben wiederum die Ge -
samtnote der Pflegeeinrichtung. 
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Pflegenoten – ein guter
Anfang und ein bitte-
res Ende? 5. Januar 2010: dpa

• Gute Pflegenoten für Thüringer Heime

5. Januar 2010: Thüringer Allgemeine

• Viel zu gute Noten beim Heim-TÜV

5. Januar 2010: 
Mitteldeutscher Rundfunk, Internet

• Gute Noten für Thüringer Pflegeheime

6. Januar 2010: 
Thüringische Landeszeitung

• Wettbewerb der Pflegeheime
• Qualitätsprüfungen überwiegend gut
• Gute Noten für Pflegeheime

6. Januar 2010: Thüringer Allgemeine

• Noten mit Mängeln
• Pflege-TÜV: Warum es auf dem Papier bald nur
noch gute Altenheime geben wird

• Pflegeergebnisse – kein Geheimnis

6. Januar 2010: Ostthüringer Zeitung

• Zeugnisnoten für Pflegeheime
• Krankenversicherer stellen Prüfergebnisse für
jeder mann sichtbar ins Internet – gute Zensu-
ren überwiegen

• Fast ausschließlich gute Schüler
• Benotung Thüringer Pflegheime vermittelt
zunächst ein beunruhigendes Bild – zu Recht?

6. Januar 2010: 
Freies Wort und Südthüringer Zeitung

• Gute Noten für Thüringer Pflegeheime
• Oft zu wenig Plätze, aber die mit guten Noten

6. Januar 2010: Bild

• Gute Noten für Heime in Thüringen

23. Januar 2010: Freies Wort

• Fünfer nach Aktenlage trüben das Bild

THÜR ING ER PR E S S E S P I EG E L
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Vergleichbarkeit und
Transparenz

Um die Pflegenoten zu 
veröffentlichen, hat der fe -
derführende Verband der
Er satzkassen ge mein sam
mit den Verbänden der
Pflegekassen auf Bundes-
ebene eine bun desweit
einheitliche Da tenbank,
die sogenannte DatenCle-
aringStelle (DCS) auf ge -
baut. Mithilfe dieser
Datenbank sammeln die
Landesverbände der Pfle-
gekassen die Ergebnisse
aller Qua litätsprüfungen
durch die Medizinischen
Dienste online ein. 

Mithilfe einer Suchmaschine erhalten Interessierte
alle wichtigen Informationen über alle am bu lanten
und stationären Pflegeeinrichtungen in Deutschland.

Darüber hinaus wollen wir als Ersatzkassen noch
einen Schritt weiter gehen: Der vdek wird die Prüf -
ergebnisse in Form der Pflegenoten gezielt aus wer ten
und die gewonnenen Erkenntnisse dazu einsetzen,
defizitäre Pflege noch schneller zu er kennen und
Maßnahmen zur Qualitätssicherung zu veranlassen. 

Gute bis sehr gute erste Noten 
in Thüringen

Insgesamt erhielten Thüringer Pflegeeinrichtungen
und ambulante Dienste bei der ersten Gesamtbe-
wertung in deutlich über 80 Prozent gute bis sehr
gute Pflegenoten.

Warum sich einige der Thüringer Medien vor den
Karren sogenannter Pflegeexperten spannen ließen,

die die Abschaffung der Pflegenoten fordern, ist
nicht nachvollziehbar: Schließlich sollten einsei tige
Interessen der Pflegeno tengegner keine Bewer-
tungsgrundlage bilden dürfen.

Schnelle und einfache Hilfestellung bei
der Auswahl einer geeigneten Pflege -
einrichtung

Für Interessierte bietet die Pflege-Gesamtnote 
den Vorteil der Vergleichbarkeit der unterschied-
lichen Pflegeeinrichtungen.

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen erhalten auf
diesem Weg eine weitere wichtige Hilfestellung bei
der Auswahl einer geeigneten Pflegeeinrichtung.

Die Ersatzkassen werden sich deshalb auch weiter-
hin für eine zügige und umfassende Veröffent -
lichung der Pflegenoten einsetzen.

Bereits zum Jahreswechsel gab es eine Reihe von Großfusionen unter den gesetzlichen Krankenkas-
sen. Mit der Vereinigung von BARMER und GEK ist mit 6,5 Mio. Mitgliedern die größte Krankenkasse
Deutsch lands, die BARMER GEK, entstanden. Mit der Vereinigung von DAK und HMK zur DAK entstand
die drittmitgliederstärkste Ersatzkasse mit rund 4,9 Mio. Mitgliedern nach der Techniker Krankenkasse
mit 5,06 Mio. Mitgliedern.

ÄN D E R U N G E N B E I D E N E R S A T Z K A S S E N

Für den 5. Januar 2010 hatten die Thüringer Pflegekassenverbände zu einer
ersten gemeinsamen Pressekonferenz geladen. Rede und Antwort stand dabei
auch Michael Domrös, Leiter der vdek-Landesvertretung Thüringen

Foto: Jürgen Frühauf
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Im Jahr 2009 stellten sich die Ersatzkassen in Thürin-
gen dem ständig steigenden Bedarf an psychiatrischer
Behandlung mit einer neuen Form der Versorgung.
Gemeinsam mit anderen Krankenkassen wurde ein
neuer Weg in der medizinischen Versorgung von Pa -
tienten mit psychiatrischer Behandlung mit dem Süd-
harz-Krankenhaus Nordhausen vereinbart.

Nach den ersten Daten wurde das Kernstück des
neuen Konzepts – eine verbesserte Abstimmung
und Durchlässigkeit zwischen den ambulanten und
stationären Angeboten der Klinik – erreicht. Durch
die Flexibilität bei der Entscheidung der Klinik, ob
die Behandlung des Patienten entweder stationär,
teilstationär oder in der Institutsambulanz durchge-
führt wird, kann die Behandlung besser auf den

Patienten abgestimmt werden. Hierfür hat das Süd-
harz-Krankenhaus seine Arbeitsabläufe grundle-
gend umstrukturiert. Dadurch fand auch die erwar-
tete Verlagerung von der vollstationären Behand-
lung hin zur tagesklinischen bzw. ambulanten
Behandlung statt. 

Da die Thüringer Ersatzkassen und auch alle an -
deren Krankenkassenverbände das neue Konzept
„Re gionales Psychiatriebudget – RPB“ als lernendes
Sys tem sehen, ist zur Weiterentwicklung eine weiter-
gehende systematische Untersuchung der Ergeb-
nisse vereinbart worden. Die dafür erforderlichen
Parameter werden in einer Lenkungsgruppe zwi-
schen den Krankenkassenverbänden und dem Süd-
harz-Krankenhaus Nordhausen abgestimmt. Mit

dieser Untersuchung soll einer-
seits die Qualität der Behand-
lung besser dargestellt werden
und andererseits der Vergleich
der Ergebnisse mit der Be han d -
lung in anderen psychiatri-
schen Krankenhäusern ermög-
licht werden.

Aufgrund der positiven Erfah-
rungen und zur weiteren Ver-
besserung der sektorenüber-
greifenden Be handlung (voll-
stationär-tagesklinisch-psychia-
trische Institutsambulanz)
wurde eine Fortführung dieses
Mo dells um mindestens zwei
Jahre (bis Ende 2011) verein-
bart.

Nach dem ersten Jahr kann
ein erstes Fazit gezogen wer-
den. Eine an den Bedürfnissen
der Patienten angepasste
Behandlung mit einem ökono-
mischen Anreiz für die Klinik
ist nach diesem Modell mög-
lich. Dadurch können Patien-
ten bedarfsorientierter be -
handelt werden. Mögliche wei-
tere Erkrankungsepisoden kön-
nen damit vermieden werden.

Neue Wege in der Behandlung 
von psychiatrischen Erkrankungen

Quo vadis GKV? Unter diesem Motto trafen sich Fachleute und Exper-
ten vorwiegend aus dem Thüringer Gesundheitswesen Anfang Februar
2010 zu einem Sozialversicherungsstammtisch. Referent an diesem
Abend war Michael Domrös, Leiter der vdek-Landesvertretung Thürin-
gen. Dieser trug mit gleich lautendem Referat zur regen und sehr aus-
führlichen Diskussion des Abends bei. Von A wie „Anfang der GKV“ bis
Z wie „zusätzlichen Beitrag“ beantwortete der Ersatzkassenvertreter Fra-
gen rund um das Fortbestehen der gesetzlichen Krankenversicherung.
Die finanzielle Situation in der GKV stand dabei ebenso im Fokus der
Diskussion, wie Fragen der demografischen Entwicklung und wirtschaft-
licher Auswirkungen auf die GKV. Foto: Kerstin Keding

SOZIALVERS ICHERUNGSSTAMMTISCH TAGTE
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Die Ersatzkassen haben mit der Landes-
krankenhausgesellschaft Thüringen einen
ge meinsamen Landesbasisfallwert für
2010 vereinbart, der zum 1. Februar 2010
vom Land genehmigt wurde.

Der Landesbasisfallwert 2010 beträgt
2.834,23 EUR (mit Ausgleichen) und
2.867,40 EUR ohne Ausgleiche. 

Diese einheitliche Vergütungsstruktur gilt
grundsätzlich für alle Thüringer Kranken-
häuser seit dem 1. Januar 2010. Damit
erhält jedes Thüringer Krankenhaus erst-
malig für die gleiche Leistung (zum Beispiel eine
Blinddarm-OP) das gleiche Geld. 

Auf Wunsch der alten großen Koalitionsregierung
aus CDU und SPD soll es lang fris tig einen Bundes-
basisfallwert geben, der zu einem bundeseinheit-
lichen Preissystem führen soll. Der nach § 10 Abs. 9
Krankenhausentgeltgesetz vereinbarte Bundesbasis-
fallwert für das Jahr 2010 beträgt 2.935,78 EUR. 

Jeweils zum 1. Januar der Jahre 2010 bis 2014
werden die Landesbasisfallwerte in fünf gleichen
Schritten im Rahmen einer Konvergenzphase in
Rich tung des Bundesbasisfallwertkorridors an ge -
passt. Im Krankenhausreformfinanzierungs gesetz –

KHRG wurde die Obergrenze für den Bundesba -
sisfallwertkorridor auf 2,5 Prozent über dem Bun -
desbasisfallwert und die Untergrenze auf 1,25 Pro-
zent unter dem Bundes ba sisfallwert festgelegt.
Deshalb beginnt der maß gebliche Bundesbasisfall-
korridor für das Jahr 2010 bei einem Bundesbasis-
fallwert von 2.935,78 EUR bei 2.899,08 EUR und
endet bei 3.009,17 EUR. Durch diese Asymmetrie
unterscheiden sich die Budgetvolumina, zwischen
Ge winner-Ländern und Verlierer-Ländern, welches
nicht bei der Ermittlung des Bun desbasis fallwertes
ausgabenneutral be rücksichtigt wurde. Zum Schutz
der Bundesländer mit einem Landesbasisfallwert,
der über dem oberen Grenzwert des Bundesbasis-
fallwertkorridors liegt, erfolgt zusätzlich eine jähr -

liche Begrenzung des Angleichungsbe-
trages (Ab schmel zung) auf maximal 
0,3 Prozent des Basisfallwertes des lau-
fenden Kalenderjahres. Diese Sys te ma -
tik orientiert sich an der bisherigen Pra-
xis der Kap  pungs regelungen für das
Budget der Krankenhäuser. Die Asym-
metrie der An gleichungsprozente bei
Gewinner- und Verlierer-Ländern, sowie
die Kap pungs regelung für Verlierer-Län-
der führt zu sys tem bedingten Ausgaben-
steigerungen, die den fi nanziellen Druck
auf die Kassen und damit die Option
auf die Refinanzierung über die soge-
nannten Zu satz bei träge erhöhen. Aus
Sicht der Ersatzkassen sind diese beiden
Systemfehler bei der Er mittlung des
Bun desbasisfallwertes zukünftig korrigie-
rend zu berücksichtigen. 

Die Thüringer Krankenhauspreise 
(Landesbasisfallwert) 2010

Entwicklung der vereinbarten Landesbasisfallwerte in Thüringen
in den Jahren 2006 – 2010

Jahr Abgerechnete
Landesbasisfallwert

Abweichung
in EUR

Abweichung
in Prozent

2006 2.722,50 EUR

2007 2.731,00 EUR +  8,50 + 0,31

2008 2.751,00 EUR + 20,00 + 0,73

2009 2.831,14 EUR + 80,14 + 2,91

2010 2.834,23 EUR +  3,09 +0,11
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Vereinbarte Landesbasisfallwerte 2010 ohne Ausgleiche mit einheitlichen
Basisfallwertkorridor
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Fachtagung Suchtprävention:
Shisa-Tabak, Alkohol, Mischkonsum 
und Präventionsprojekte

Zu einer gemeinsamen Fachtagung laden die 
Thüringer Koordinierungsstelle Suchtprävention, 
die Landeshauptstadt Erfurt und die vdek-Landes-
vertretung Thüringen am 16. März 2010 in das
Haus der Sozialen Dienste nach Erfurt ein.

Die Fachtagung, welche innerhalb der 18. Thüringer
Gesundheitswoche stattfindet, ist ein weiteres Ergeb-
nis der Thüringer Gesundheitsziele, insbesondere der
Arbeitgruppe „Suchtmittelmissbrauch reduzieren“.

Mit der Veranstaltung, welche durch das Thüringer
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit ge -
fördert wird, greifen die Veranstalter insbeson dere
auch das Problem der zunehmenden Krankenhaus -
einweisungen von Kindern und Jugendlichen mit Al -
ko holmissbrauch auf. So wurden allein in Thüringen

laut Statistischem Landesamt im Jahr 2008 insgesamt
85 Jugendliche im Alter von 10 bis 15 Jahren und
439 Jugendliche zwischen 15 und 20 Jahren wegen
einer Alkoholvergiftung in eine Thüringer Klinik einge-
wiesen. Das waren damit elf Prozent mehr als noch
im Jahr 2007, Tendenz steigend! Das Krankheitsbild
psychische Störung und Verhaltensstörung durch Al -
kohol war damit die bundesweit am zweithäufigsten
genannte Diagnose für einen stationären Kran ken -
haus aufenthalt (s. auch www.destatis.de)

Interessierte sind herzlich eingeladen. Die Veran-
staltung beginnt 13.30 Uhr und endet voraussicht-
lich gegen 17.45 Uhr.

Unser Veranstaltungshinweis
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Wenn die gesetzlichen Krankenkassen in einem
Jahr neun Millionen Menschen mit präventiven und
gesundheitsfördernden Maßnahmen erreichen,
wird sichtbar, dass diese Präventionsmaßnahmen
bei den Versicherten auch angekommen sind.

Das belegt der Ende 2009 erschienene Präven -
tions bericht 2009. Nach diesem profitierte jeder
achte gesetzlich Versicherte von Präventions- und
Gesundheitsförderungsangeboten der Kranken -
kassen.

Insgesamt gaben die Krankenkassen für Primärprä-
vention und Gesundheitsförderung in Betrieben im
Jahr 2008 knapp 340 Mio. EUR aus. Das waren
40 Mio. EUR mehr als noch im Jahr 2007.

Laut Präventionsbericht haben sich die Kranken -
kassen mit ihren Präventionsangeboten nicht nur
am gesundheitlichen Bedarf der Bevölkerung orien-
tiert, sondern dabei auch an maßgeblichen Ex per -
ten standards. Die Angebote haben sich mit ihren
Maßnahmen an unterschiedliche Zielgruppen ge -
richtet.

Als Beispiel nannte er Präventionsmaßnahmen in
Kindergärten. 

Innerhalb von zwei Jahren sollten Bewegungs- 
und Ernährungsmaßnahmen bei drei- bis sechs -
jährigen Kindern in Kindertagesstätten um 20 Pro-
zent ge steigert werden. Den Kindern sollten nicht
nur spielerisch neue Verhaltensmöglich keiten auf-
gezeigt werden, sondern in der je weiligen Einrich-
tung sollte auch ein ge sund heitsförderlicher Rah-
men entstehen. Diese Vorgaben wurden in vielen
Bereichen mehr als deutlich übertroffen: 

Konnten 2007 rund 156.000 Kinder er reicht wer-
den, waren es 2008 bereits rund 274.000, ein
Zuwachs um 76 Prozent. 

Die nachlesbaren Präventionsergebnisse zeigen
damit auf, dass die Projekte und die Gelder der
Krankenkassen gezielt, ef fizient und erfolgreich 
eingesetzt werden.

Der vollständige Präventionsbericht ist im Internet
auf der Seite des vdek unter www.vdek.com veröf-
fentlicht.

Jeder achte gesetzlich Versicherte profitierte
von Präventions- und Gesundheitsförderungs-
angeboten der Krankenkassen


